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A.  Einleitung 

Mit aktuell 57 Teilnehmerstaaten1 aus Europa, Zentralasien und Nordamerika 
handelt es sich bei der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) um die größte regionale Sicherheitsorganisation der Welt.2 

Ihren Ursprung fand sie in der 1973 ins Leben gerufenen Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Ziel der Konferenz war es, bei der Überbrü-
ckung des Ost-West-Gegensatzes zu helfen.3 Dabei bekannten sich die Teilnehmerstaa-
ten schon damals zur gewaltlosen, friedlichen Beilegung von Streitigkeiten.4 Nach dem 
Ende des kalten Krieges wandelten sich zwar die Ziele und die Struktur: Aus dem eher 
losen Verbund einer Konferenz wurde eine Organisation mit zahlreichen institutionel-
len Strukturen.5 Selbstgegebene Aufgabe sollte nun vor allem die politische Krisenbe-
wältigung sein,6 um eine dauerhafte Sicherung des regionalen Friedens, der Demokratie 
und des Schutzes der Menschenrechte zu gewährleisten.7 Als Mittel hierzu dienten aber 
weiterhin jene gewaltloser und friedlicher Streitbeilegung: So galt es in der Folge Me-
chanismen der Frühwarnung, Konfliktverhütung und Krisenbewältigung sowie ver-
tragliche Regelungen zur friedlichen Beilegung von Streitfällen zu entwickeln und ein-
zusetzen.8 

Im Rahmen dieser Bestrebungen wurde schließlich der Vergleichs- und Schiedsge-
richtshof der OSZE ins Leben gerufen.9 Seine Aufgabe besteht darin, Streitigkeiten bei-
zulegen, die ihm von den Staaten vorgelegt werden, die dem Übereinkommen über den 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshof beigetreten sind.10 Lösungen sollen dabei – wie der 
Name vorgibt – über Vergleichs- und Schiedsverfahren, also alternative Streitbeile-
gungsverfahren, gefunden werden.11 Alternative Streitbeilegungsverfahren erfahren in 
den letzten Jahren einen immer größeren Zuspruch.12 Besonders am Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof ist, dass er bei der Konfliktlösung regelmäßig Elemente aus Politik 
und Recht miteinander vereinen muss.13 Die alternative Streitbeilegung findet hier in 
einem völkerrechtlichen Kontext statt. 

 
1  Aktuelle Liste der Teilnehmerstatten, erhältlich im Internet: <https://www.osce.org/de/participa-

ting-states> (besucht am 17. Januar 2020). 
2  Hauser, Die OSZE, 7. 
3  Ruffert/Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, Rn. 487. 
4  Vgl. die Prinzipien unter 1. a) II. und V. der KSZE Schlussakte von Helsinki vom 1. August 1975. 
5  Ruffert/Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, Rn. 488 f. 
6  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 6; vgl. auch Helsinki-Dokument 1992, Helsinki Gipfelerklärung, 

Ziff. 18 ff. 
7  Vgl. Dorf, Völkerrecht, Rn. 100. 
8  Helsinki-Dokument 1992, Beschlüsse von Helsinki, III.; vgl. auch Herdegen, Europarecht, § 30, 

Rn. 6. 
9  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 7. 
10  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 7; Tomuschat, Security Community, Issue 2/2014, 36 (36). 
11  Vgl. Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 

253 (259). 
12  So bspw. auch Riehm, NJW 2017, 113 (113). 
13  So auch Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsge-

schichte, 253 (253). 

https://www.osce.org/de/participating-states
https://www.osce.org/de/participating-states
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Daher scheint es interessant am Beispiel des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs zu 
untersuchen, wie sich die alternative Streitbeilegung in einem solchen Rahmen entwi-
ckelt hat und wie sie tatsächlich abläuft. Zum Verständnis der OSZE von heute – in 
ihrer Funktion und mit ihren Mechanismen – ist zunächst ein Blick in ihre Geschichte 
unabdingbar. Nachfolgend sollen Status und Struktur der OSZE dargestellt und der 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshof in dieses System eingeordnet werden. Damit zu-
sammenhängend gilt es die Entwicklung der friedlichen Streitbeilegung innerhalb der 
OSZE bis hin zur Entstehung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs zu skizzieren. 
Im Weiteren werden der Aufbau des Gerichtshofs und der Ablauf von Vergleichs- und 
Schiedsverfahren im Überblick beschrieben. Letztlich soll eine Bilanz über die bisherige 
Entwicklung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs gezogen werden. Dabei gilt es so-
wohl Defizite aufzudecken als auch Zukunftschancen zu analysieren, um eine Aussage 
darüber treffen zu können, ob der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof tatsächlich ent-
scheidend zur Friedenssicherung durch friedliche Streitbeilegung beitragen kann. 

B.  Die OSZE als Konfliktlösungs- und -präventionsorganisation 

I.  Geschichte und Entwicklung 

Die OSZE ist die Nachfolgeorganisation der KSZE, sodass ihre Entstehungsge-
schichte bis in die siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts zurückführt.14 Ausgangs-
punkt war dabei ein geteiltes Deutschland und ein in zwei Machtblöcke getrenntes Eu-
ropa.15 

 Entstehung der KSZE 

Erste Initiativen zur Einführung einer europäischen Sicherheitskonferenz gab es 
schon vor dem eigentlichen Zustandekommen der KSZE.16 

a) Bukarester Deklaration und Hindernisse 

Die Einleitung einer europäischen Sicherheitskonferenz wurde dabei zunächst 
durch die Sowjetunion angeregt.17  

So schlug der Politische Beratende Ausschuss des Warschauer Pakts in der Bukares-
ter Deklaration vom 5. Juli 1966 eine „Konferenz über Fragen der Europäischen Si-
cherheit“ vor.18 Ziele der Ostblockstaaten waren hierbei vor allem die Sicherung der 
Nachkriegsgrenzen, insbesondere der DDR, und der blockübergreifende Ausbau der 

 
14  Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (68). 
15  Leue, Die OSZE, 22. 
16  Hauser, Die OSZE, 9. 
17  Ibid.; Leue, Die OSZE, 22; Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 61; ausführ-

lich zu allen Bemühungen der Sowjetunion vor Einberufung der KSZE siehe Bortloff, Die OSZE, 
34 ff.  

18  Leue, Die OSZE, 22. 
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Wirtschaftsbeziehungen.19 Die westlichen Staaten sahen hingegen die Auflösung der 
mit der Teilung Deutschlands einhergehenden Spannungen zwischen den Blöcken als 
Voraussetzung für die Teilnahme an einer Konferenz.20 Neben diesen teilweise konträ-
ren Positionen stellte sich zunächst auch die Einigung auf den Kreis der Teilnehmer-
staaten als schwierig dar.21 So wollte der Warschauer Pakt die Teilnehmer auf Staaten 
Europas begrenzen und damit speziell die USA und Kanada ausschließen.22 Die westli-
chen Staaten setzten jedoch eine Teilnahme all jener Staaten, die politische Verantwor-
tung in Europa tragen, fest voraus,23 sodass die Außenminister des Warschauer Paktes 
sich schlussendlich von dieser Forderung zurückzogen.24 Hinsichtlich des Konflikts 
über das geteilte Deutschland sorgten 1970 der deutsch-sowjetische und der deutsch-
polnische Vertrag und insbesondere die Vier-Mächte-Vereinbarung über Berlin von 
1971 für Entspannung.25 Mit der Beseitigung dieser Hindernisse stand einer Durch-
führung der Sicherheitskonferenz nichts mehr im Wege.26 

Schon im Mai 1969 hatte die finnische Regierung angeboten, die Rolle des Gast-
gebers sowohl für die Sicherheitskonferenz als auch für die Vorbereitungstreffen zu 
übernehmen.27 Dieser Einladung folgend begannen im November 1972 die ersten vor-
bereitenden Gespräche zwischen den späteren Teilnehmerstaaten der Konferenz.28 
Hierbei wurden die Modalitäten für die KSZE geklärt und ein Konsens hinsichtlich der 
Beratungsthemen geschaffen.29 Die Ergebnisse finden sich in den sogenannten Hel-
sinki-Schlussempfehlungen wieder.30 

b) Konferenz von Helsinki 

Die KSZE selbst wurde vom 3. bis 7. Juli 1973 durch die Außenminister der Teil-
nehmerstaaten eröffnet.31 Zu den Teilnehmerstaaten zählten mit Ausnahme von Alba-
nien alle europäischen Staaten32 sowie die USA und Kanada.33 Auf die Eröffnungsphase 
folgte die Kommissionsphase der KSZE in Genf.34 Vom 18. September 1973 bis 

 
19  Bortloff, Die OSZE, 37; Mutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 2015, 37 (41). 
20  Bortloff, Die OSZE, 38; vgl. auch Abschlusskommunique des Treffens der NATO-Minister vom 

10.-11. April 1969, Ziff. 12. 
21  Vgl. Leue, Die OSZE, 22 f. 
22  Leue, Die OSZE, 23. 
23  Vgl. Abschlusskommunique des Treffens der NATO-Minister vom 10.-11. April 1969, Ziff. 5.  
24  Leue, Die OSZE, 23. 
25  Vgl. Bortloff, Die OSZE, 40; Ibid. 
26  Vgl. auch Bortloff, Die OSZE, 40. 
27  Hauser, Die OSZE, 10. 
28  Leue, Die OSZE, 23. 
29  Bortloff, Die OSZE, 41; Mutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 2015, 37 (44). 
30  Bortloff, Die OSZE, 40 f. 
31  Leue, Die OSZE, 24. 
32  Insbesondere auch Liechtenstein, Monaco, San Marino und der Heilige Stuhl. 
33  Bortloff, Die OSZE, 41. 
34  Leue, Die OSZE, 24.  
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21. Juli 1975 erarbeiteten dabei die Verhandlungsführer der Teilnehmerstaaten in spe-
zialisierten Kommissionen und Unterkommissionen einen Entwurf für die Schlussakte 
der Konferenz.35 Die Kommissionsphase mündete in die Schlussphase vom 30. Juli bis 
1. August 1975 in Helsinki, bei der die KSZE-Schlussakte36 durch die Staats- und Re-
gierungschefs der Teilnehmerstaaten feierlich unterzeichnet wurde.37 

c) Schlussakte von Helsinki 

Die Schlussakte von Helsinki beinhaltet grundlegende Prinzipien, welche das Ver-
halten der Staaten untereinander und im Verhältnis zu ihren Bürgern regeln.38 Bei dem 
Text handelt es sich in weiten Teilen um zäh ausgehandelte Kompromisse.39 Die fest-
gehaltenen Beschlüsse waren im Konsensprinzip gefasst worden, d. h. ohne den Wider-
spruch eines Verhandlungsführers.40 Die während der Kommissionsphase verhandelten 
Inhalte wurden thematisch in drei Körbe unterteilt.41 Diese Aufteilung findet sich 
ebenso in der Schlussakte wieder.42 

(1) Korb I: Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

(a) Prinzipienkatalog 

Korb I wird durch den sogenannten. „Prinzipienkatalog“ eröffnet.43 In ihm werden 
Grundsätze festgeschrieben, die für die Beziehungen zwischen den Teilnehmerstaaten 
grundlegend sein sollen.44 Dabei ist entscheidend, dass all diese Prinzipien nach dem 
Willen der Teilnehmerstaaten gleichrangig und vorbehaltlos anzuwenden sind.45 

Der auch Dekalog genannte Abschnitt enthält zunächst souveränitätsbetonte 
Grundsätze wie bspw. die Unverletzlichkeit der Grenzen.46 Darüber hinaus wurde die 
Achtung der Menschenrechte explizit im Prinzipienkatalog verankert.47 

 
35  Bortloff, Die OSZE, 41 f.; Ibid.  
36  Im Folgenden auch Schlussakte von Helsinki. 
37  Bortloff, Die OSZE, 42. 
38  Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (68). 
39  Giegerich, in: Merten/Papier (Hrsg), HGR VI/1, § 149, Rn. 2; Lüthy, Friedliche Beilegung interna-

tionaler Streitigkeiten, 63 f. 
40  Vgl. Helsinki-Schlussempfehlungen, Ziff. 69; Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitig-

keiten, 63. 
41  Bortloff, Die OSZE, 42. 
42  Mutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 2015, 33 (45). 
43  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 64; Auflistung aller Prinzipien siehe 

Schlussakte von Helsinki 1975, Fragen der Sicherheit in Europa, 1. a). 
44  Giegerich, in: Merten/Papier (Hrsg), HGR VI/1; § 149, Rn. 2. 
45  Helsinki Schlussakte 1975, Fragen der Sicherheit in Europa, 1. a) Schlussbestimmungen unter Prin-

zip X. Abs. 1. 
46  Siehe auch Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 64. 
47  Ibid.; im Detail zur Verankerung der Menschenrechte im Dekalog Bortloff, Die OSZE, 50 ff. 
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Der entscheidende Grundstein für die Bemühungen der OSZE zur friedlichen 
Streitbeilegung findet sich in Prinzip II und Prinzip V des Dekalogs wieder. Prinzip II 
statuiert in Abs. 1 einen Gewaltverzicht der Teilnehmerstaaten in ihren gegenseitigen 
sowie in internationalen Beziehungen. Im Sinne von Abs. 3 sollen insbesondere Streit-
fälle nicht unter Androhung oder Anwendung von Gewalt gelöst werden. Daran an-
knüpfend kann man Prinzip V einordnen, in dessen Abs. 1 sich die Teilnehmerstaaten 
zu einer friedlichen Regelung von Streitfällen verpflichten.48 

(b) Vertrauensbildende Maßnahmen 

Auf die Erklärung zum Prinzipienkatalog folgt in Korb I das „Dokument über ver-
trauensbildende Maßnahmen und bestimmte Aspekte der Sicherheit und Abrüstung“.49 
Mit der Stärkung des Vertrauens zwischen den Teilnehmerstaaten erhoffte man sich 
gleichzeitig eine Erhöhung der Sicherheit und Stabilität in Europa.50 Der Abschnitt zu 
den vertrauensbildenden Maßnahmen dient insofern als Ergänzung zum Dekalog, als 
dass er sich konkret mit militärischen und sicherheitspolitischen Fragen beschäftigt, 
während der Dekalog die politischen Rahmenbedingungen für die Beziehungen zwi-
schen den Teilnehmerstaaten vorgibt.51 

(2) Korb II und Korb III 

Korb II thematisiert die Kooperation der Teilnehmerstaaten in den Bereichen der 
Wirtschaft, Wissenschaft und des Umweltschutzes. Korb III befasst sich mit der Zu-
sammenarbeit der Teilnehmerstaaten im humanitären Bereich. Hinsichtlich beider 
Körbe fällt jedoch auf, dass die enthaltenen Bestimmungen – im Gegensatz zum Deka-
log – keine verbindlichen Formulierungen aufweisen.52 

(3) Folgen der Konferenz 

Im letzten Abschnitt der Schlussakte befinden sich Bestimmungen über die Folgen 
der Konferenz.53 Dort erklären die Teilnehmerstaaten unter Ziff. 2 ihre Entschlossen-
heit, den durch die Konferenz von Helsinki eingeleiteten multilateralen Prozess fortzu-
setzen. Zu diesem Zweck wurden i. S. v. Ziff.  2 lit. b weitere Zusammenkünfte von 
Vertretern der Teilnehmerstaaten angedacht. 

 
48  So auch Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (241). 
49  Siehe Schlussakte von Helsinki 1975, Fragen der Sicherheit in Europa, 2. 
50  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 65. 
51  Bortloff, Die OSZE, 43. 
52  Bortloff, Die OSZE, 59; vgl. auch Mutz, in: IFSH (Hrsg) OSZE-Jahrbuch 2015, 37 (45 f.). 
53  Leue, Die OSZE, 25. 
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 KSZE bis 1990 

Der Konferenz von Helsinki gingen zahlreiche Expertentreffen und bis 1990 drei 
Folgetreffen auf Außenministerebene nach.54 Während die Zusammenkünfte in Bel-
grad (1977/78) und Madrid (1980-83) aufgrund erneuter Spannungen zwischen Ost 
und West wenig Vortrieb brachten, erreichten die Bemühungen der Teilnehmerstaa-
ten, die Verpflichtungen der Helsinki-Schlussakte fortzuentwickeln und ihre Überwa-
chung zu verbessern, in Wien (1986-89) und im Rahmen der in Wien vereinbarten, 
nachfolgenden Spezialtreffen eine neue Qualität. 55 So konnte im Rahmen dieses KSZE-
Folgeprozesses doch noch ein detaillierter Katalog von sicherheitspolitischen, wirt-
schaftlichen und menschenrechtlichen Verpflichtungen ausgehandelt werden, was so-
wohl die internationale Zusammenarbeit als auch die nationalen Zivilgesellschaften 
stärkte.56 

 Überwindung des Ost-West-Konflikts und Umwandlung in die OSZE 

a) Gipfeltreffen von Paris 1990 

In Folge des Zusammenbruchs des kommunistischen Regimes und letztlich auch 
der deutschen Wiedervereinigung kamen die Teilnehmerstaaten im November 1990 
für ein außerordentliches Treffen der Staats- und Regierungschefs in Paris zusammen.57 
Ergebnis dieses Zusammentreffens war die sogenannte „Charta von Paris für ein neues 
Europa“.58 Die Charta gilt als Symbol der Überwindung des Ost-West-Gegensatzes.59 

So erklärten die Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten hierin das Zeit-
alter der Teilung und der Konfrontation für beendet.60 Gleichzeitig verkündeten sie den 
Beginn eines neuen Zeitalters der Demokratie, des Friedens und der Einheit.61 Darüber 
hinaus wurde in der Charta von Paris erstmals die Institutionalisierung der KSZE be-
schlossen.62 

 
54  Bortloff, Die OSZE, 64. 
55  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 67 ff.; vgl. auch Ibid., 65. 
56  So der ehemalige Leiter des Büros für demokratische Institutionen und  

Menschenrechte der OSZE Strohal, Die Presse, 4. August 2015, 22. 
57  Vgl. Leue, Die OSZE, 28 f.; Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 72. 
58  Bortloff, Die OSZE, 97, 99. 
59  Hauser, Die OSZE, 17; Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 3. 
60  Charta von Paris 1990, Ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Einheit, Abs. 1. 
61  Ibid., Abs. 2. 
62  Bortloff, Die OSZE, 102; vgl. Charta von Paris 1990, Neue Strukturen und Institutionen des KSZE-

Prozesses und „Zusatzdokument zur Durchführung einiger Bestimmungen der Charta von Paris für 
ein neues Europa“. 
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b) Gipfeltreffen von Helsinki 1992 

Der in Paris angestoßene Prozess der Institutionalisierung wurde 1992 auf dem 
Folgetreffen in Helsinki weitergeführt.63 Außerdem bekannten sich die Teilnehmerstaa-
ten im Rahmen der Gipfelerklärung erneut zur Förderung einer friedlichen Konflikt-
verhütung und Krisenbewältigung und setzen hierfür auf die Entwicklung neuer  
Instrumente und Mechanismen.64 

c) Gipfeltreffen von Budapest 1994 

Als Krönung des Wandlungsprozesses der KSZE gilt die auf dem Gipfeltreffen von 
Budapest 1994 beschlossene Umbenennung der KSZE in OSZE.65 Dadurch fand die 
Entwicklung der KSZE von einem Verhandlungsprozess für den friedlichen Interessen-
ausgleich zwischen Staaten unterschiedlicher, teils sogar gegensätzlicher, Gesellschafts-
systeme zu einem umfassenden transatlantisch-europäischen Dialogforum für die För-
derung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, ihren Abschluss.66 Bezugspunkt für 
das Handeln der OSZE sollte aber weiterhin die Schlussakte von Helsinki bleiben.67 Im 
Rahmen der Konferenz einigte man sich außerdem auf eine weitere Stärkung des insti-
tutionellen Gefüges der OSZE.68 Tatsächlich findet sich die heutige Organisations-
struktur der OSZE zum Großteil in der Schlussakte von Budapest wieder.69 

 Weitere Entwicklung der OSZE bis heute 

Im Fokus der nächsten Gipfelkonferenz in Lissabon 1996 stand die Entwicklung 
eines „Sicherheitsmodells für das 21. Jahrhundert“.70 Endergebnis der Diskussionen war 
die 1999 in Istanbul verabschiedete „Europäische Sicherheitscharta“.71 In diesem  
Dokument verpflichteten sich alle Teilnehmerstaaten zum Aufbau demokratischer  
Institutionen und setzten außerdem Mechanismen für die Konfliktvorbeugung und 
Krisenbewältigung ein.72 Nach dem Gipfel von Istanbul geriet die OSZE in eine Iden-
titätskrise: Angesichts des relativen Friedens in Europa stellte sich die Frage nach ihrer 
Daseinsberechtigung.73 Ganz besonders kommt dies in der Tatsache zum Ausdruck, 

 
63  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 73. 
64  Vgl. Helsinki-Dokument 1992, Helsinki Gipfelerklärung, Ziff. 19 f. 
65  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 8. 
66  Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 9. 
67  Budapester Dokument 1994, Beschlüsse von Budapest, I. Ziff. 2; vgl. auch Ibid., 14. 
68  Herdegen, Europarecht, § 30. Rn. 8. 
69  Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 15; vgl. auch Budapester Dokument 1994, Beschlüsse 

von Budapest, I. Ziff. 16 ff.; genauer zum institutionellen Aufbau der OSZE siehe B. III. 
70  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 81. 
71  Vgl. Hauser, Die OSZE, 32. 
72  Epping, in: Epping/Heintschel von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 224; Herdegen, Europa-

recht, § 30, Rn. 11; zu den einzelnen Instrumenten siehe Dokument von Istanbul 1999, Europäi-
sche Sicherheitscharta, Ziff. 34 ff. 

73  Epping, in: Epping/Heintschell von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 225. 
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dass zwischen dem Gipfeltreffen von Istanbul 1999 und dem nachfolgenden in Astana 
2010 ein Abstand von elf Jahren lag.74 Die Bedeutung der OSZE nahm erst vor wenigen 
Jahren, insbesondere durch ihre Vermittlungstätigkeit im Ukraine-Konflikt, wieder 
zu.75 Durch ihre Initiative zur Beilegung dieser Auseinandersetzung zwischen Russland 
und der Ukraine ist die OSZE zuletzt wieder in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt 
und konnte sich erneut als effektive Dialogplattform zwischen Ost und West bewei-
sen.76  

II.  Status 

 Völkerrechtssubjektivität 

Die OSZE besitzt trotz ihrer dichten institutionellen Struktur, die der von förmli-
chen internationalen Organisationen ähnelt, keine Völkerrechtssubjektivität.77 Sie ist 
(noch) keine internationale Organisation.78 Dies liegt zunächst darin begründet, dass 
zwischen den Teilnehmerstaaten nie ein völkerrechtlich verbindlicher Gründungsver-
trag geschlossen worden ist.79 Einen entsprechenden anderen Akt, der den Rechtsbin-
dungswillen der Teilnehmerstaaten adäquat zum Ausdruck bringen würde, gab es bis 
heute nicht.80 So wurde von den Teilnehmerstaaten auch in den Beschlüssen von Bu-
dapest 1994 ausdrücklich betont, dass die namentliche Umwandlung der Konferenz 
(KSZE) in eine Organisation (OSZE) in keiner Weise ihren Status oder die Rechtsnatur 
der Schlussakte von Helsinki verändere.81 Hinzu kommt verstärkend, dass die Mehrzahl 
der Teilnehmerstaaten die OSZE bis heute eher als gemeinsames politisches Forum 
versteht, das durch Flexibilität und Spontanität gekennzeichnet ist, statt als internatio-
nale Organisation.82 

 
74  Ibid. 
75  Ibid.; vgl. auch Strohal, Die Presse, 4. August 2015, 22. 
76  Epping, in: Epping/Heintschell von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 225; vgl. auch Strohal, 

Die Presse, 4. August 2015, 22.  
77  Ruffert/Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, Rn. 491. 
78  Epping/Brunner, in: Hatje/Müller-Graff (Hrsg), Europäisches Organisations- und Verfassungsrecht, 

§ 34, Rn. 24; Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (65); Herdegen, Euro-
parecht § 30, Rn. 9; Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfas-
sungsgeschichte, 253 (257). 

79  Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (65); Ruffert/Walter, Institutionali-
siertes Völkerrecht, Rn. 491. 

80  Vgl. Epping/Brunner, in: Hatje/Müller-Graff (Hrsg), Europäisches Organisations- und Verfassungs-
recht, § 34, Rn. 24; Giegerich, in: Merten/Papier (Hrsg), HGR VI/1, § 149, Rn. 3; Herdegen, Eu-
roparecht, § 30, Rn. 9. 

81  Vgl. Budapester Dokument 1994, Beschlüsse von Budapest, I. Ziff. 29; Kokott, in: Lhotta/Oebbe-
cke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 (257). 

82  Bortloff, Die OSZE, 400; Dorf, Völkerrecht, Rn. 100; Epping/Brunner, in: Hatje/Müller-Graff 
(Hrsg), Europäisches Organisations- und Verfassungsrecht, § 34, Rn. 24. 
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 Rechtsnatur der KSZE-/OSZE-Dokumente 

Bei den KSZE- bzw. OSZE-Dokumenten handelt es sich somit i. d. R. um politi-
sche Absichtserklärungen.83 Dadurch sind für rechtlich relevante Akte der OSZE völ-
kerrechtlich grundsätzlich die Teilnehmerstaaten selbst verantwortlich.84 

Dennoch ist insbesondere den in der KSZE-Schlussakte niedergelegten Prinzipien 
mittlerweile wohl mehr Bedeutung beizumessen als einer bloßen politischen Absichts-
erklärung; vielmehr werden sie von den Teilnehmerstaaten selbst als Maßstab für zwi-
schenstaatliche Beziehungen gesehen und damit auf die Ebene völkerrechtlicher Ver-
bindlichkeiten gehoben.85 Daher kann hinsichtlich des Dekalogs eine mittelbare recht-
liche Bindungskraft angenommen werden.86 

 OSZE als Bestandteil der europäischen Sicherheitsarchitektur 

Die OSZE ist neben der Europäischen Union (EU), den Vereinten Nationen (VN) 
und der NATO ein wichtiger Bestandteil der europäischen Sicherheitsarchitektur.87 Im 
Rahmen der Zusammenarbeit dieser Organisationen soll jede von ihnen mit bestimm-
ten Aufgaben entsprechend ihrer besonderen Stärken betraut werden, sodass im besten 
Fall Doppelarbeit vermieden und Synergieeffekte geschaffen werden können (soge-
nannte interlocking institutions).88 So erklärte sich die OSZE im Rahmen des Gipfeltref-
fens von Helsinki 1992 zur regionalen Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der 
Charta der VN89 und wird auch von diesen als solche anerkannt.90 Dies eröffnete die 
Grundlage für eine komplementäre Arbeitsteilung der OSZE mit den Vereinten Nati-
onen.91 Unter einer regionalen Abmachung ist ein sicherheitspolitischer Zusammen-
schluss von Staaten zu verstehen, welcher die Funktion eines kollektiven Sicherheitssys-
tems hat und daher mit dem Ziel agiert, den Frieden innerhalb dieser Staatengemein-
schaft vor Bedrohungen oder Verletzungen durch einen Staat dieses Zusammenschlus-
ses zu sichern.92 Dabei verzichten regionale Abmachungen grundsätzlich auf den Einsatz 

 
83  Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (65); Ausnahmen von dieser Regel 

bilden der Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa, der Vertrag über den Offenen Him-
mel und das Übereinkommen über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der OSZE. 

84  Dorf, Völkerrecht, Rn. 100; Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 9. 
85  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 2; vgl. auch Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche 

und europäische Verfassungsgeschichte, 253 (254 ff.). 
86  So auch Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 2; Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche 

und europäische Verfassungsgeschichte, 253 (254). 
87  Vgl. Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 10; Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Ar-

beitsheft Nr. 156, 65 (70); Leue, Die OSZE, 149. 
88  Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 10; vgl. auch Budapester Dokument 1994, Gipfeler-

klärung von Budapest, Ziff. 8 und Beschlüsse von Budapest, I. Ziff. 26. 
89  Helsinki-Dokument 1992, Gipfelerklärung von Helsinki, Ziff. 25 und Beschlüsse von Helsinki, 

IV. 2. 
90  Resolution der Generalversammlung der VN 47/10 vom 28. Oktober 1992, Text in: VN 1993, 

150. 
91  Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 17. 
92  Bortloff, Die OSZE, 414. 
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von Zwangsbefugnissen und Zwangsmitteln.93 Als regionale Abmachung dient die  
OSZE damit vor allem als erster Ansprechpartner vor Ort für die friedliche Beilegung 
innerstaatlicher und regionaler Krisen.94 Hierbei kann sie ihre Stärken im Bereich von 
präventiver Diplomatie, Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und Konfliktnachsorge 
ideal zur Geltung bringen.95 

III.  Organisationsstruktur96 und Arbeitsweise 

 Zusammenwirken durch Kooperation und Konsens 

Die OSZE zeichnet vor allem ihr kooperativ-konsensualer Ansatz aus.97 Die koope-
rative Arbeitsweise zeigt sich insbesondere in der Ausgestaltung der OSZE als Dialog-
forum, in dem alle Teilnehmerstaaten in sämtliche Entscheidungsprozesse gleichbe-
rechtigt einbezogen werden.98 Konsensual bedeutet, dass Entscheidungen innerhalb der 
OSZE grundsätzlich nur zustande kommen, wenn alle Parteien zustimmen.99 

 Institutionen und ihre Aufgaben 

Wichtigstes Forum innerhalb der OSZE sind die Gipfeltreffen der Staats- und Re-
gierungschefs, welche zunächst alle zwei Jahre, mittlerweile in unregelmäßigen Zeitab-
ständen, stattfinden.100 Ziel dieser Zusammenkünfte ist es, die Prioritäten und Richtli-
nien der OSZE-Politik festzulegen.101 Daneben treffen mindestens einmal jährlich die 
Außenminister der Teilnehmerstaaten als Ministerrat (früher KSZE-Rat) zusammen.102 
Der Ministerrat ist zentrales Beschluss- und Leitungsgremium, vor allem im Hinblick 
auf die institutionelle Weiterentwicklung der OSZE.103 Unterhalb der Ministerebene 

 
93  Hauser, Die OSZE, 31. 
94  Ehrhart, in: Woyke/Varwick (Hrsg), Handwörterbuch Internationale Politik, 84. 
95  Siehe auch Dokumente von Istanbul 1999, Europäische Sicherheitscharta, II. 7; vgl. Auswärtiges 

Amt, Von der KSZE zur OSZE, 10; Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 
(67); Vetschera, in: Hochleitner (Hrsg), Das europäische Sicherheitssystem zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts, 93 (131).  

96  Schaubild siehe Anhang 1. 
97  Epping/Brunner, in: Hatje/Müller-Graff (Hrsg), Europäisches Organisations- und Verfassungsrecht, 

§ 34, Rn. 2; vgl. auch Blanck, Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, 55; Giegerich, in: 
Merten/Papier (Hrsg), HGR VI/1, § 149, Rn. 6 f. 

98  Vgl. Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 9 f. 
99  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 13 auch zu den Ausnahmen vom Konsensprinzip. 
100  Ruffert/Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, Rn. 489. 
101  Epping, in: Epping/Heintschell von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 226. 
102  Vetschera, in: Hochleitner (Hrsg), Das europäische Sicherheitssystem zu Beginn des 21. Jahrhun-

derts, 93 (116). 
103  Epping, in: Epping/Heintschell von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 226. 
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leitet und koordiniert der Ständige Rat die Tätigkeiten der OSZE zwischen den Minis-
terratssitzungen.104 Mindestens einmal wöchentlich treten seine Mitglieder, die Ständi-
gen Vertreter der Teilnehmerstaaten, zusammen.105 Die Hauptverantwortung hinsicht-
lich der laufenden Geschäfte der OSZE trägt der Amtierende Vorsitzende.106 Amtsin-
haber ist der Außenminister desjenigen Teilnehmerstaates, der den OSZE-Vorsitz inne 
hat.107 Er wird in der Ausübung seines Amtes zur Gewährleistung einer gewissen Kon-
tinuität in der Amtsführung von seinem Amtsvorgänger und -nachfolger unterstützt 
(sogenannte Troika).108 Die Parlamentarische Versammlung beurteilt schließlich die 
Ausführung der OSZE-Vereinbarungen, bespricht die Treffen des Ministerrates und 
unterbreitet den OSZE-Gremien eigene Vorschläge.109 Sie ist aus parlamentarischen 
Delegationen der Teilnehmerstaaten zusammengesetzt und trifft sich einmal im Jahr. 

Der höchste administrative Beamte der OSZE ist der Generalsekretär.110 Er unter-
stützt den Amtierenden Vorsitzenden bei dessen Arbeit.111 Überdies obliegen ihm vor 
allem die Verwaltung der OSZE-Strukturen und -Operationen, die Vorbereitung und 
Leitung von OSZE-Treffen sowie die Gewährleistung der Durchführung der Be-
schlüsse der OSZE.112 

Darüber hinaus haben sich im Laufe der Zeit verschiedene spezialisierte Organe wie 
das Büro für Demokratische Institutionen und Menschenrechte, das Forum für Sicher-
heitskooperation oder das Konfliktverhütungszentrum herausgebildet. Sie nehmen spe-
zielle Aufgaben wahr, um die Einhaltung der Verpflichtungen der OSZE im humani-
tären Bereich bzw. die Konfliktverhütung und Konfliktlösung innerhalb der OSZE zu 
gewährleisten.113 In diesen Bereich fällt auch der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der 
OSZE, wenngleich er genau genommen kein OSZE-Organ im eigentlichen Sinne, son-
dern vielmehr Organ der Vertragsparteien des Übereinkommens über den Vergleichs- 
und Schiedsgerichtshof ist.114 

C.  Die Entwicklung der friedlichen Streitbeilegung innerhalb der OSZE bis zur 
 Entstehung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs 

Die erste Idee eines OSZE-Gerichtshofs entstand mit dem Bindschedler-Entwurf 
schon im Vorfeld der Konferenz von Helsinki. Bis sich diese jedoch durchsetzen 
konnte, waren einige Entwicklungsschritte notwendig. 

 
104  Ibid., § 8, Rn. 227. 
105  Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 (72). 
106  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 12. 
107  Ruffert/Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, Rn. 490. 
108  Epping, in: Epping/Heintschell von Heinegg (Hrsg), Völkerrecht, § 8, Rn. 227. 
109  Ibid., § 8, Rn. 230. 
110  Ibid., § 8, Rn. 229. 
111  Herdegen, Europarecht, § 30, Rn. 12. 
112  Auswärtiges Amt, Von der KSZE zur OSZE, 15 f. 
113  Vertiefend zu diesen Gremien Esser, in: Meyer/Vogt (Hrsg), Speyerer Arbeitsheft Nr. 156, 65 

(73 f.). 
114  Giegerich, in: Merten/Papier (Hrsg), HGR VI/1, § 149, Rn. 9. 
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I. Prinzip V: Friedliche Regelung von Streitfällen 

Die friedliche Streitbeilegung fand erstmals in Prinzip V des Dekalogs in der 
Schlussakte von Helsinki Erwähnung.115 Beispielhaft werden in Abs. 3 von Prinzip V 
Streitbeilegungsmittel aufgeführt.116 Demnach kommen zur Lösung von Konflikten 
Verhandlung, Untersuchung, Vermittlung, sowie Vergleich und Schiedsspruch und au-
ßerdem gerichtliche Regelungen oder friedliche Mittel eigener Wahl in Betracht. Damit 
wurde schon im Dekalog der Schlussakte von Helsinki von den KSZE-Teilnehmerstaa-
ten die Option der Streitbeilegung durch Vergleichs- bzw. Schiedsverfahren angedacht. 

II.  Bindschedler-Entwurf 

Schon vor Einberufung der KSZE hatte die Schweizer Regierung erwogen, den be-
absichtigten Prinzipienkatalog durch ein konkretes Verfahren der friedlichen Streitbei-
legung zu ergänzen.117 Ihren dahingehenden Vorschlag unterbreitete die Schweizer De-
legation den Teilnehmerstaaten der KSZE zu Beginn der Kommissionsphase in Genf 
als „Entwurf über einen Vertrag über ein europäisches System der friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten“.118 Der Entwurf wurde nach seinem Verfasser Prof. Rudolf  
Bindschedler, dem Leiter der Schweizer Delegation während der Genfer Verhandlungs-
phase, benannt.119 Bindschedler hatte hierbei einen völkerrechtlichen Vertrag und damit 
ein rechtsverbindliches Dokument konzipiert.120 Der Entwurf differenziert zwischen 
rechtlichen und politischen Streitigkeiten: Rechtliche Streitigkeiten sollten in einem 
obligatorischen Schiedsverfahren behandelt werden, an dessen Ende eine endgültige 
verbindliche Entscheidung stehen sollte.121 Für politische Streitigkeiten war ein obliga-
torisches Untersuchungs-, Vermittlungs- und Vergleichsverfahren vorgesehen, welches 
lediglich empfehlend auf die Parteien einwirken konnte.122  

Dem Bindschedler-Entwurf standen jedoch mehrere Aspekte entgegen. Zum einen 
lassen sich politische und rechtliche Elemente einer Streitigkeit nicht immer einfach 
voneinander abgrenzen, sondern sind oft miteinander verwoben, was die Zuordnung 
zu einem der beiden angedachten Verfahren deutlich erschwert hätte. Viel entscheiden-
der war aber, dass der Mehrzahl der Teilnehmerstaaten schlichtweg der Wille zur Un-
terwerfung unter einen solchen völkerrechtlichen Vertrag fehlte. In Anbetracht der da-

 
115  Vgl. auch Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsge-

schichte, 253 (257); siehe auch B. I. 1. c) (1) (a). 
116  Vgl. Bortloff, Die OSZE, 48. 
117  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 115. 
118  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 5; Ent-

wurfstext siehe EA 1976, D 38 ff. 
119  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 5. 
120  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 115. 
121  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 6. 
122  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 115; zur Differenzierung zwischen den 

Verfahrensarten vgl. auch Art. 4 und 5 des Entwurfstexts.  
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maligen politischen Weltlage war bereits in der bloßen Einberufung der KSZE ein Er-
folg zu sehen.123 Die KSZE-Teilnehmerstaaten waren zusammengetroffen, um politi-
sche Absichtserklärungen abzugeben; die Eingehung rechtlicher Verpflichtungen hätte 
zu diesem Zeitpunkt einen zu großen Verlust an Souveränität und Handlungsfreiheit 
für die Staaten bedeutet.124 

Deshalb fand der Bindschedler-Entwurf am Ende keinen Eingang in die Schlussakte 
von Helsinki.125 Immerhin sahen die Teilnehmerstaaten aber im Abschnitt „Fragen der 
Verwirklichung einiger der vorstehenden Prinzipien“ explizit die Durchführung eines 
Expertentreffens zur Ausarbeitung einer allgemein annehmbaren Methode für die fried-
liche Regelung von Streitfällen vor.126 

III.  Entwicklung bis zur Einführung des Valletta-Mechanismus 

 Weitere Treffen und neue Entwürfe 

Dieses Expertentreffen fand schließlich 1978 in Montreux statt.127 Darauf folgte 
1984 ein weiteres Treffen in Athen.128 Beide Zusammenkünfte brachten jeweils neue 
Entwürfe bzw. Arbeitspapiere hervor, sowohl von westlichen als auch von östlichen 
Staaten sowie vermittelnder Art von der Schweiz.129 Bis zum Zerfall des Ostblocks war 
die Debatte um ein allgemein anerkanntes Streitbeilegungssystem innerhalb der OSZE 
jedoch durch den Systemgegensatz zwischen Ost und West gelähmt.130 Die Oststaaten 
lehnten obligatorische Streitbeilegungsverfahren strikt ab, während die Weststaaten sie 
als klaren Bestandteil für einen allgemeingültigen Mechanismus i. S. v. Prinzip V sa-
hen.131 Die ersten tatsächlichen Ergebnisse wurden erst während der Wiener Folgekon-
ferenz 1989 geschaffen. In der Schlussakte verständigten sich die Teilnehmerstaaten 
darauf, die obligatorische Hinzuziehung einer Drittpartei grundsätzlich zu akzeptieren, 
sofern ein Streitfall durch andere friedliche Mittel nicht beigelegt werden könne.132 

 
123  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 8. 
124  Ibid.; Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 121. 
125  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 8. 
126  Schlussakte von Helsinki 1975, Fragen der Sicherheit in Europa, 1. b) ii. Ziff. 2 f.; Lüthy, Friedliche 

Beilegung internationaler Streitigkeiten, 65. 
127  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 8. 
128  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 123. 
129  Siehe dazu im Detail Ibid., 122 ff.; Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof 

innerhalb der OSZE, 9 ff. 
130  Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International 

Law, 57 (67); vgl. auch B. I. 2. 
131  Zur Haltung der sozialistischen Staaten siehe insbesondere Lüthy, Friedliche Beilegung internatio-

naler Streitigkeiten, 124 f. 
132  Schlussakte der Folgekonferenz von Wien vom 15. Januar 1989, Prinzip VI; Kokott, in: Lhotta/ 

Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 (258). 
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 Valletta-Mechanismus 

Auf der Grundlage dieser Einigung war es den Teilnehmerstaaten bei einem weite-
ren Expertentreffen 1991 in Valletta möglich, ein konkretes Verfahren zur Streitbeile-
gung zu entwickeln, den sogenannten Valletta-Mechanismus.133 In Valletta wurde  
damit aber noch keine eigene Gerichtsbarkeit der KSZE begründet, sondern lediglich 
ein Streitbeilegungsmechanismus ausgearbeitet.134 Dabei wurde die Unterscheidung 
zwischen politischen und rechtlichen Streitigkeiten aufgegeben.135 

a) Verfahrensprinzip 

Zunächst wählen die Parteien als Streitbeilegungsinstanz (sogenannter Mechanis-
mus) i. S. v. Abschnitt V Abs. 1 S. 1 eine oder mehrere Personen einvernehmlich aus 
einem vom Konfliktverhütungszentrum der KSZE geführten Verzeichnis aus.136 Dieser 
Mechanismus soll den Parteien aber nach Abschnitt VIII zunächst nur Hinweise oder 
Ratschläge hinsichtlich eines geeigneten Streitbeilegungsverfahrens erteilen. Mit dem 
Inhalt des Streitfalls darf er sich auf Ersuchen einer Streitpartei gemäß Abschnitt XI 
i. V. m. Abschnitt IX S. 2 nur dann beschäftigen, wenn die Parteien nicht innerhalb 
einer vernünftigen Frist dazu in der Lage sind, den Streitfall beizulegen oder sich auf 
ein Verfahren zu seiner Beilegung zu einigen. Hinsichtlich des Inhalts des Streitfalls 
dürfen dann vom Mechanismus aber gemäß Abschnitt XI S. 1 auch nur Hinweise oder 
Ratschläge erteilt werden. Die Parteien sind nicht verpflichtet, entsprechende Hinweise 
oder Ratschläge zu befolgen und haben diese lediglich gemäß Abschnitt IX S. 1 und 
Abschnitt XII S. 1 nach Treu und Glauben und im Geiste der Zusammenarbeit zu prü-
fen.137 

b) Bewertung 

Aus diesem Grund handelte es sich beim Valletta-Mechanismus insgesamt um ein 
wenig effektives Streitbeilegungsinstrument.138 

Darüber hinaus unterliegt er in seiner Anwendbarkeit zahlreichen Ausschlussgrün-
den, insbesondere, wenn Souveränitätsrechte involviert sind (Abschnitt XII) und ist ge-
genüber anderen Streitbeilegungsverfahren subsidiär (Abschnitt III). Insgesamt stellt er 

 
133  Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 

(258); Beschreibung des Mechanismus im Bericht über das KSZE-Expertentreffen über die friedli-
che Regelung von Streitfällen, Valletta 1991, Bestimmungen für ein KSZE-Verfahren zur friedli-
chen Beilegung von Streitigkeiten.  

134  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (245). 
135  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 133. 
136  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (245). 
137  Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 

(258). 
138  So auch Bortloff, Die OSZE, 452 f.; Ibid., (258 f.). 
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sich als komplexer Mechanismus mit vielen Verzweigungen und Schnittstellen inner-
halb des Verfahrens dar.139 Dies resultiert nicht zuletzt aus dem Konsensprinzip: So ha-
ben die Teilnehmerstaaten, wenn sie hinsichtlich eines Vorschlags bzw. einer Vorge-
hensweise keinen Konsens erzielen konnten, oft mehrere Vorschläge berücksichtigt und 
in das Dokument einfließen lassen, um letztlich einen von allen akzeptierten Mecha-
nismus schaffen zu können.140 Hinzu kommt, dass die Teilnehmerstaaten den Mecha-
nismus nicht im Rahmen eines völkerrechtlichen Vertrags fixierten, sondern sich ledig-
lich politisch verpflichteten.141 Auch dadurch büßt der Valletta-Mechanismus erheblich 
an Wirksamkeit ein. 

Der Valletta-Mechanismus ist bis heute noch nie angewendet worden.142 Dennoch 
ist zu beachten, dass die Teilnehmerstaaten mit der Schaffung des Mechanismus zum 
ersten Mal von ihrem bisherigen Minimalkonsens, Konflikte durch bilaterale Verhand-
lungen zu lösen, abrückten.143  

Daher kann der Valletta-Mechanismus insgesamt – trotz seiner fehlenden Wirk-
samkeit – als wichtiger Schritt in der Entwicklung der friedlichen Streitbeilegung in-
nerhalb der OSZE gesehen werden. Schließlich bildete er die Grundlage für die Stock-
holmer Konvention.144 

IV.  Stockholmer Konvention und Errichtung des Vergleichs- und  
 Schiedsgerichtshofs 

 Der Weg bis Stockholm und die Stockholmer Beschlüsse von 1992 

So legten Deutschland und Frankreich 1992 gemeinsam einen Entwurf zur Errich-
tung eines Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs vor.145 Im Rahmen eines informellen 
Arbeitsgruppentreffens vor dem Helsinki-Gipfel äußerten sich aber insbesondere die 
USA, Großbritannien und die Türkei noch skeptisch gegenüber diesem Vorschlag.146 
Unter anderem fürchteten sie, dass bereits existierende Streitbeilegungsmechanismen 
dupliziert würden, was Fragen hinsichtlich des Anwendungsvorrangs aufwerfen 
könnte.147 Darüber hinaus wandten sie ein, dass die Einheit der KSZE gestört werden 
könnte, da nicht alle Teilnehmerstaaten auch Vertragspartei einer entsprechenden Kon-
vention werden würden.148 Hinzu kam die Sorge, dass mit der Statuierung eines recht-
lich bindenden Instruments auch eine Verrechtlichung der KSZE einhergehen 
könnte.149 In Folge dessen hielten die Teilnehmerstaaten in der Gipfelerklärung von 

 
139  Leue, Die OSZE, 99. 
140  Vgl. Ibid. 
141  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 14. 
142  Vgl. OSCE Secretariat’s Conflict Prevention Centre, OSCE Mechanisms & Procedures, 30. 
143  Leue, Die OSZE, 98. 
144  Vgl. Bortloff, Die OSZE, 449. 
145  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (246). 
146  Leue, Die OSZE, 117 f. 
147  Tanja, Helsinki Monitor 1/1993, 22 (28). 
148  Ibid., (27 f.). 
149  Ibid., (28). 
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Helsinki keine entscheidenden Neuerungen fest, man einigte sich lediglich auf ein wei-
teres Expertentreffen.150 

Bei diesem Treffen im Oktober 1992 erfolgte schließlich der Durchbruch: Man 
konnte sich auf vier Empfehlungen an den KSZE-Rat verständigen, welche dieser auf 
dem Stockholmer Ratstreffen am 15. Dezember 1992 annahm.151 Die Empfehlungen 
des Expertentreffens finden sich in Kapitel IV der Beschlüsse des Stockholmer Ratstref-
fens wieder.152 Zunächst beschlossen die Teilnehmerstaaten Maßnahmen zur Stärkung 
des Valletta-Mechanismus. Darüber hinaus trafen sie „Bestimmungen für eine KSZE-
Vergleichskommission“ und „Bestimmungen über einen Vergleich auf Anordnung“.153 

 Stockholmer Konvention 

Außerdem verständigten sich die Teilnehmerstaaten auf ein „Übereinkommen über 
Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der KSZE“ (ÜEK), einen völkerrechtlichen 
Vertrag, angelehnt an den ursprünglichen deutsch-französischen Vorschlag.154 Im An-
schluss wurde die Stockholmer Konvention für die Teilnehmerstaaten zur Unterzeich-
nung ausgelegt.155 Sie trat sodann im Sinne ihres Art. 33 III zwei Monate nach Hinter-
legung der 12. Ratifikationsurkunde am 5. Dezember 1994 in Kraft.156 

 Errichtung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs 

Art. 1 ÜEK ordnet schließlich die Errichtung eines Vergleichs- und Schiedsge-
richtshofs, in der englischen Fassung Court of Conciliation and Arbitration (CCA), an. 
Demnach ist die Aufgabe des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs die Beilegung der 
ihm unterbreiteten Streitigkeiten durch das Mittel des Vergleichs und der Schiedsge-
richtsbarkeit. Die feierliche Eröffnung des CCA erfolgte am 29. Mai 1995.157 

Damit war die ursprüngliche Idee eines Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs der 
KSZE aus dem Bindschedler-Entwurf über 20 Jahre später Realität geworden.158  

 
150  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 16. 
151  Ibid., 17. 
152  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (246); Volltext der Beschlüsse des Stockholmer 

Ratstreffens bei Bloed, The CSCE: Basic Documents, 845 ff.; Dokument wird nachfolgend auch als 
„Stockholmer Konvention“ bezeichnet. 

153  Auf diese Mechanismen soll hier nicht weiter eingegangen werden, siehe dazu im Detail Bortloff, 
Die OSZE, 453 ff. 

154  Vgl. Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 17. 
155  Bortloff, Die OSZE, 457. 
156  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (251). 
157  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (251). 
158  Vgl. Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 17. 
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D.  Streitbeilegung durch den Vergleichs- und Schiedsgerichtshof 

Die Organisation des Gerichtshofs sowie der Verfahrensablauf für die Vergleichs- 
bzw. Schiedsverfahren werden durch die Stockholmer Konvention und die  
„Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs innerhalb der OSZE“ 
(VerfO)159 bestimmt. Die Verfahrensordnung war schon in Art. 11 I ÜEK angedacht, 
wurde sich dementsprechend vom Gerichtshof selbst gegeben und trat am 1. Feb-
ruar 1997 in Kraft. Sie soll vor allem i. S. v. Art. 11 II ÜEK das Vergleichsverfahren 
und das Schiedsverfahren konkret regeln und dabei die nicht dispositiven Vorschriften 
für die Streitparteien abbilden. Im Konfliktfall gehen aber gemäß Art. 1 II VerfO die 
Bestimmungen des Übereinkommens vor. 

I. Organisation des Gerichtshofs 

 Sitz und Arbeitssprache 

Als Sitz des Gerichtshofs wurde Genf ausgewählt, vgl. Art. 10 I ÜEK. Arbeitsspra-
chen des CCA sind die Amtssprachen der OSZE, also Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch, Russisch und Spanisch, wobei die Streitbeilegungsgremien in jeder Rechts-
sache nach Anhörung der Parteien festlegen, welche Sprachen in diesem konkreten Ver-
fahren verwendet werden, vgl. Art. 3 VerfO. 

 Vergleichskommission und Schiedsgericht 

Die Zusammensetzung des Gerichtshofs bestimmt sich nach Art. 2 ÜEK. Der Ge-
richtshof unterteilt sich demzufolge in eine Vergleichskommission und in ein Schieds-
gericht. Die Mitglieder der einzelnen Gremien werden i. S. d. Art. 2 I, II ÜEK aus zwei 
Listen berufen – einer für Schlichter als Mitglieder der Vergleichskommission und einer 
für Schiedsrichter als Mitglieder des Schiedsgerichts. Dabei bestehen diese Gremien 
nicht ständig, sondern treten i. S. d. Art. 21 I, 28 I ÜEK ad hoc für jede einzelne Strei-
tigkeit neu zusammen.160 

 Schlichter und Schiedsrichter 

a) Benennung durch Vertragsstaaten 

Jeder Vertragsstaat nominiert jeweils zwei Schlichter, von denen mindestens einer 
sein Staatsangehöriger ist, Art. 3 I ÜEK. Darüber hinaus ist durch ihn gemäß 
Art. 4 I ÜEK ein Schiedsrichter sowie dessen Stellvertreter zu bestimmen. Die Namen 

 
159  Volltext erhältlich unter <https://www.osce.org/de/cca/40110?download=true> (besucht am 17.  

Januar 2020). 
160  Vgl. Bortloff, Die OSZE, 457; genauer zur Bildung der Vergleichskommission bzw. des Schiedsge-

richts im Streitfall unter D. II 1. b) bzw. D. II. 2. b). 

https://www.osce.org/de/cca/40110?download=true
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der jeweiligen Schlichter bzw. Schiedsrichter werden sodann vom Kanzler des Gerichts-
hofes nach Art. 3 V respektive Art. 4 VII ÜEK notifiziert und in eine Liste eingetragen, 
die über das OSZE-Sekretariat den Teilnehmerstaaten übermittelt wird. 

b) Anforderungen an das Amt 

Schlichter und Schiedsrichter üben ihr Amt im Einklang mit Art. 5 S. 1 ÜEK in 
völliger Unabhängigkeit aus und geben nach Art. 5 I 2 ÜEK eine Erklärung ab, in der 
sie versichern, ihre Befugnisse unparteiisch und gewissenhaft auszuüben. Art. 3 II ÜEK 
setzt außerdem voraus, dass die nominierten Schlichter hohe innerstaatliche oder inter-
nationale Funktionen ausüben oder ausgeübt haben und anerkannte Fachleute auf dem 
Gebiet des Völkerrechts, der internationalen Beziehungen oder der Streitbeilegung 
sind. Die Schiedsrichter und ihre Stellvertreter müssen nach Art. 4 II ÜEK die Befähi-
gung zum höchsten Richteramt in ihrem Staat besitzen oder Völkerrechtsgelehrte von 
anerkanntem Ruf sein. 

c) Amtszeit 

Sowohl Schlichter als auch Schiedsrichter werden jeweils für eine Periode von sechs 
Jahren ernannt, wobei ihr Mandat um eine weitere Amtszeit von sechs Jahren verlängert 
werden kann, Art. 3 III 1, 4 III 1 ÜEK. 

 Präsidium und Kanzler 

Das Präsidium und der Kanzler des Gerichtshofs nehmen indes organisatorische 
und dokumentarische Aufgaben war. 

a) Präsidium 

Das Präsidium des Gerichtshofs besteht nach Art. 7 I ÜEK aus einem Präsidenten, 
einem Vizepräsidenten und aus drei weiteren Mitgliedern, die entsprechend 
Art. 7 III ÜEK von der Gesamtheit der Schiedsrichter und Schlichter gewählt werden. 

Das Präsidium ist i. S. v. Art. 10 I VerfO das ständig ausführende Organ des Ge-
richtshofs, welches die ordnungsgemäße Führung der Geschäfte des Gerichtshofs si-
cherstellen soll. So hat das Präsidium dem Ministerrat nach Art. 14 ÜEK jährlich über 
die Tätigkeit des Gerichtshofs zu berichten. 

b) Kanzler 

Der Kanzler wird nach Art. 9 S. 1 ÜEK i. V. m. Art. 11 I VerfO auf Vorschlag des 
Präsidiums vom Gerichtshof ernannt. Er ist Vorgesetzter der Bediensteten des Gerichts-
hofs und untersteht der Aufsicht und Weisungsbefugnis des Präsidiums, 
Art. 10 I VerfO. Der Kanzler tritt nach Art. 10 III VerfO insbesondere als Sekretär des 
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Gerichtshofs, des Präsidiums und der Streitbeilegungsgremien auf und fertigt Proto-
kolle von den Sitzungen dieser Organe an. 

 Finanzierung des Gerichtshofs 

Schließlich behandeln die Art. 13 und 17 ÜEK die Verteilung der Kosten des Ge-
richtshofs. Grundsätzlich müssen die Verfahrenskosten von den am Verfahren beteilig-
ten Parteien getragen werden, Art. 17 ÜEK. Die übrigen Kosten des Gerichtshofs wer-
den nach Art. 13 S. 1 ÜEK von den Vertragsstaaten des Übereinkommens übernom-
men, wobei die genaue Verteilung der Kosten sich entsprechend S. 2 aus dem Finanz-
protokoll des Gerichtshofs ergibt. 

II.  Verfahren vor dem Vergleichs- und Schiedsgerichtshof 

 Das Vergleichsverfahren161 

Ziel des Vergleichsverfahrens ist nach Art. 24 ÜEK, den Streitparteien zu helfen, 
ihre Streitigkeit gemäß Völkerrecht und OSZE-Verpflichtungen beizulegen. 

a) Zuständigkeit der Vergleichskommission 

Gegenstand des Vergleichsverfahrens kann jede Streitigkeit eines Vertragsstaats mit 
einem anderen Vertragsstaat sein, die nicht in angemessener Frist durch Verhandlung 
beigelegt worden ist, vgl. Art. 18 I ÜEK. Dabei ist jedoch fraglich, was unter einer an-
gemessenen Frist zu verstehen sein soll. Hierzu treffen weder Konvention noch Verfah-
rensordnung eine Aussage. Zwar schützt diese Regelung vor einer übereilten Befassung 
des CCA mit der Streitsache; gleichzeitig wird hierdurch aber der Zugang zum Ver-
gleichsverfahren vor dem Gerichtshof erschwert.162 Schließlich nimmt an Verhandlun-
gen üblicherweise keine dritte Partei teil, die neutrale und bindende Aussagen zur Ver-
handlungsdauer und damit auch zu deren Angemessenheit machen könnte.163 

b) Verfahrenseinleitung und Bildung der Vergleichskommission 

Das Vergleichsverfahren vor dem CCA wird gemäß Art. 20 I ÜEK eingeleitet 
durch das Ersuchen eines Vertragsstaats um die Bildung einer Vergleichskommission 
für eine Streitigkeit zwischen sich und einem oder mehreren anderen Vertragsstaaten. 
Das Verfahren ist somit für alle Vertragsstaaten obligatorisch und kann auch einseitig 
eingeleitet werden.164 Ebenso kann ein Vergleichsverfahren vor dem CCA zwischen ei-
nem Vertragsstaat und einem OSZE-Teilnehmerstaat (aber Nicht-Vertragsstaat) nach 

 
161  Schaubild zum Überblick siehe Anhang 2. 
162  So auch Leue, Die OSZE, 129 f. 
163  Ibid., 128. 
164  Vgl. Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 161. 
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Art. 20 II 1 ÜEK eröffnet werden, sofern die Staaten zuvor eine dahingehende Verein-
barung abgeschlossen haben. Das Ersuchen zur Einleitung eines Vergleichsverfahrens 
ist dabei nach Art. 20 I, 22 I ÜEK in Form eines Antrags an den Kanzler zu richten mit 
Angaben zum Sachverhalt, Streitgegenstand, den Streitparteien, außerdem dem Namen 
des vom Antragssteller bestellten Schlichters sowie den bereits in Anspruch genomme-
nen Mitteln zur Streitbeilegung. Der Schlichter wird dabei i. S. v. Art. 21 I ÜEK 
grundsätzlich aus der zuvor von den Vertragsstaaten erstellten Liste165 ausgewählt. In 
der Folge wird die andere Streitpartei vom Kanzler über den Eingang des Antrags in-
formiert, vgl. Art. 22 II 1 ÜEK. Sodann obliegt es auch ihr entsprechend 
Art. 22 II 2 ÜEK einen Schlichter zum Mitglied der Vergleichskommission zu bestel-
len. Kommt sie diesem Erfordernis nicht innerhalb von 15 Tagen nach, so wählt nach 
Art. 22 II 3 ÜEK das Präsidium an ihrer Stelle ein Kommissionsmitglied aus. Zusätz-
lich bestellt das Präsidium in der Regel drei weitere Schlichter zu Mitgliedern der Kom-
mission, vgl. Art. 21 V 1 ÜEK. Die Vergleichskommission entscheidet im Laufe des 
Verfahrens i. S. v. Art. 8 III ÜEK stets mit Stimmenmehrheit. Enthaltungen sind dem-
nach nicht möglich. 

c) Verfahrensablauf 

Sodann nimmt die Vergleichskommission ihre Arbeit auf. Für das gesamte Verfah-
ren gilt dabei i. S. v. Art. 23 I 1 ÜEK der Grundsatz der Vertraulichkeit. Außerdem 
haben hiernach alle Streitparteien ein Recht auf Gehör. Den Gang des Verfahrens be-
stimmt die Vergleichskommission gemäß Art. 23 I 2 ÜEK nach Konsultation der 
Streitparteien. Dabei darf sie aber nicht von den fest in der Verfahrensordnung vorge-
gebenen Regeln abweichen.166 Entsprechend Art. 19 S. 2 lit. b VerfO haben somit die 
Parteien vor allem die Verpflichtung, am gesamten Verfahren teilzunehmen und mit 
der Kommission zusammenzuarbeiten. Dabei sind der Kommission insbesondere die 
Schriftstücke und Auskünfte zukommen zu lassen, die sie benötigt. Die Parteien unter-
liegen darüber hinaus während des Verfahrens bestimmten Verhaltensregeln. So sollen 
sie während des Verfahrens von Handlungen absehen, welche die Lage verschärfen oder 
die Beilegung der Streitigkeit erschweren könnten, Art. 16 I ÜEK. In diesem Zusam-
menhang kann die Kommission die Parteien auch auf deeskalierende Maßnahmen hin-
weisen, Art. 16 II ÜEK. 

d) Ergebnis des Vergleichsverfahrens 

Am Ende des Verfahrens steht schließlich entweder eine Einigung der Parteien oder 
die Nichteinigung.167 

Kommen die Streitparteien zu einer Lösung, so werden die Bedingungen für diese 
Lösung gemäß Art. 25 I 1 ÜEK in einem Ergebnisprotokoll festgehalten, welches von 
den Streitparteien und den Mitgliedern der Kommission unterzeichnet wird. 

 
165  Zur Liste siehe D. I. 3. a). 
166  Vgl. D. vor I. 
167  Vgl. Leue, Die OSZE, 133. 
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Bleibt eine Einigung, trotz Prüfung aller Aspekte der Streitigkeit und damit auch 
aller Möglichkeiten eine Lösung zu finden, aus, so arbeitet die Vergleichskommission 
nach Art. 25 II 1 ÜEK einen Schlussbericht aus. Dieser enthält gemäß 
Art. 25 II 2 ÜEK die Vorschläge der Kommission zur friedlichen Beilegung der Strei-
tigkeit. Die Streitparteien können nunmehr innerhalb von 30 Tagen den Bericht prü-
fen und annehmen, vgl. Art. 25 III ÜEK. Mit der Annahme des Berichts durch alle 
Streitparteien wird i. S. v. Art. 21 IV 1 VerfO eine verbindliche Vereinbarung der Par-
teien begründet, mit der die Streitigkeit beendet wird. Nimmt eine der Streitparteien 
die Vorschläge des Schlussberichts hingegen nicht an, so sind die Parteien, die zunächst 
ihre Annahme erklärt hatten, gemäß Art. 25 IV ÜEK auch nicht mehr an die Lösungs-
vorschläge gebunden. 

 Das Schiedsverfahren168 

Im Gegensatz zum Vergleichsverfahren ist Ziel des Schiedsverfahrens immer eine 
Entscheidung der Streitigkeiten durch das Schiedsgericht nach Völkerrecht oder, sofern 
die Parteien dies vereinbaren, ex aequo et bono, vgl. Art. 30 ÜEK. 

a) Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts richtet sich nach den Art. 18 II i. V. m. 
Art. 26 ÜEK. Demnach können sich die Vertragsstaaten mit einer Streitigkeit an das 
Schiedsgericht des CCA wenden, sofern sie eine entsprechende Schiedsvereinbarung 
geschlossen haben. Dies gilt auch für Nicht-Vertragsstaaten, die aber OSZE-Teilneh-
merstaaten sind, wenn zumindest eine andere Streitpartei Vertragsstaat ist, vgl. 
Art. 26 I ÜEK. Außerdem ist es den Vertragsstaaten möglich, eine Unterwerfungser-
klärung i. S. v. Art. 26 II ÜEK einzureichen, mit der sie die Zuständigkeit des Schieds-
gerichts unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit ipso facto als obligatorisch anerken-
nen. Vorbehalte hinsichtlich dieser obligatorischen Zuständigkeit sind jedoch für Strei-
tigkeiten zulässig, welche Fragen der territorialen Integrität oder der Landesverteidi-
gung, Hoheitsansprüche auf Land oder Streitigkeiten hinsichtlich der Hoheitsgewalt 
über andere Gebiete betreffen, Art. 34, 26 II 3 ÜEK. Die einseitige Einleitung eines 
Schiedsverfahrens ist i. S. v. Art. 26 III ÜEK allerdings nur dann möglich, wenn zuvor 
ein Vergleichsverfahren erfolglos durchgeführt wurde.169 

b) Verfahrenseinleitung und Bildung des Schiedsgerichts 

Das Schiedsverfahren wird schließlich nach Art. 27 ÜEK durch Ersuchen an den 
Kanzler mittels Vereinbarung (Art. 26 I ÜEK) oder Antrag (Art. 26 II, III ÜEK) ein-
geleitet. Antrag bzw. Vereinbarung müssen demnach den Streitgegenstand angeben. 
Der Antrag soll darüber hinaus i. S. v. Art. 27 II 1 ÜEK i. V. m. Art. 23 III VerfO den 

 
168  Schaubild zum Überblick siehe Anhang 3. 
169  Vgl. Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in Interna-

tional Law, 57 (74). 
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Verfahrensgegner benennen sowie Angaben zu den wesentlichen sachlichen und recht-
lichen Punkten, auf denen der Antrag beruht, und zu den bereits genutzten Streitbeile-
gungsmitteln machen. Bei einem Ersuchen mittels Antrags wird sodann die andere 
Streitpartei durch den Kanzler informiert, Art. 27 II 2 ÜEK. 

In der Folge wird nach Art. 28 I ÜEK ein Schiedsgericht gebildet. Hierbei sind die 
vormals von den Vertragsstaaten nach Art. 4 ÜEK benannten Schiedsrichter i. S. v. 
Art. 28 II 1 ÜEK von Amts wegen Mitglieder des Schiedsgerichtes. Wie beim Ver-
gleichsverfahren bestellt auch hier das Präsidium entsprechend Art. 28 III 1 ÜEK wei-
tere Mitglieder des Schiedsgerichts. Die Anzahl der vom Präsidium bestellten Schieds-
richter muss dabei die Anzahl der von den Parteien bestellten Schiedsrichter mindestens 
um eins übersteigen. Auch das Schiedsgericht trifft seine Entscheidungen nach 
Art. 8 III ÜEK mit Stimmenmehrheit, ohne die Möglichkeit zur Enthaltung. 

c) Verfahrensablauf 

Nun beginnt die Arbeit des Schiedsgerichts und damit auch das Schiedsverfahren 
per se. Es handelt sich dabei um ein kontradiktorisches Verfahren, bei dem die  
Grundsätze eines gerechten Verfahrens Beachtung finden, Art. 29 I 1 ÜEK i. V. m. 
Art. 27 II VerfO. Allen Parteien wird demnach außerdem ein Recht auf Gehör ge-
währt. Die Verhandlungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Art. 29 VI ÜEK unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit. Teilnehmerstaaten, die nicht Streitparteien sind, haben 
die Möglichkeit über Art. 29 III-V ÜEK ins Verfahren eingebunden zu werden, wenn 
sie ein besonderes rechtliches Interesse haben, das durch die Entscheidung des Gerichts 
berührt werden könnte. Der Gang des Verfahrens wird i. S. v. Art. 27 I 1 VerfO nach 
Konsultation der Parteien vom Schiedsgericht selbst bestimmt, wobei auch hier die 
Vorgaben der VerfO für den Verfahrensablauf zwingend zu beachten sind. Damit sind 
auch im Schiedsverfahren die Parteien zur Zusammenarbeit mit dem Gericht verpflich-
tet, Art. 27 IV VerfO. Darüber hinaus stehen dem Schiedsgericht nach Art. 29 II ÜEK 
i. V. m. Art. 27 VII VerfO zahlreiche Untersuchungs- und Ermittlungsbefugnisse für 
eine angemessene Entscheidungsfindung zur Verfügung. Außerdem ist das Schiedsge-
richt nach Art. 16 III, 26 IV ÜEK i. V. m. Art. 28 VerfO befugt, einstweilige Maßnah-
men gegenüber den Parteien zu bezeichnen. Hiermit soll verhindert werden, dass sich 
die Streitigkeit verschärft, ihre Beilegung erschwert oder die Durchsetzbarkeit eines 
künftigen Spruchs des Schiedsgerichts unmöglich gemacht wird. Wie beim Vergleichs-
verfahren sind diese Maßnahmen jedoch nicht zwingend.170 Nach Ende der Verhand-
lungen erklärt das Gericht das Verfahren für abgeschlossen und beginnt mit der Bera-
tung, Art. 27 VIII VerfO. 

d) Schiedsspruch 

Die Beratung mündet in den Schiedsspruch. Dieser ist vom Gericht zu begründen 
und nachfolgend den Prozessbevollmächtigten der Parteien durch die Übermittlung ei-
ner Urschrift zu verkünden, Art. 34 I 1 VerfO. Der Schiedsspruch ist nach 

 
170 Siehe auch Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 23. 
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Art. 31 III 1 ÜEK endgültig und unterliegt keinem Rechtsmittel. Er ist jedoch entspre-
chend Art. 31 II ÜEK ausschließlich für den konkreten Fall und für die Streitparteien 
sowie die nach Art. 29 IV ÜEK dem Verfahren beigetretenen Teilnehmerstaaten bin-
dend. Der Schiedsspruch wird nach Art. 32 S. 1 ÜEK vom Kanzler veröffentlicht. 

III.  Subsidiarität 

Die Zuständigkeit des CCA und damit auch die Durchführung der eben dargestell-
ten Verfahren wird jedoch stark durch Art. 19 ÜEK eingeschränkt. Dabei verliert das 
Streitbeilegungsorgan nicht nur seine Zuständigkeit, wenn die Parteien ihre Streitigkeit 
zu irgendeinem Zeitpunkt selbst beilegen konnten (Abs. 5). Die Zuständigkeit entfällt 
ebenso, wenn die Streitsache zuvor einem anderen Gerichtshof oder Schiedsgericht vor-
gelegt wurde bzw. eine ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichtshofs oder 
Streitbeilegungsmechanismus von den Parteien vereinbart wurde (Abs. 1). Für Ver-
gleichsverfahren bestehen nach Abs. 2 und 3 sogar noch weitere Subsidiaritätsregelun-
gen. Unter anderem kann die Vergleichskommission, selbst wenn sie ihre Arbeit schon 
aufgenommen hatte, nach Abs. 2 gezwungen sein ihre Tätigkeit einzustellen. Dies ist 
demnach der Fall, wenn zumindest eine Partei die Streitigkeit einem Gerichtshof oder 
Schiedsgericht unterbreitet, dessen Zuständigkeit die beteiligten Parteien aufgrund ei-
ner rechtlichen Verpflichtung anerkennen müssen. Zusätzlich werden vom Überein-
kommen Vorbehalte der Vertragsstaaten zugelassen, durch die eine Vereinbarkeit der 
Streitbeilegung nach der Stockholmer Konvention mit anderen Mitteln der Streitbeile-
gung gewährleistet werden soll (Abs. 4). 

E.  Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof bis heute – eine Bilanz 

Seit der feierlichen Eröffnung des CCA sind mittlerweile fast 25 Jahre vergangen. 
Daher stellt sich die Frage, was innerhalb dieses Vierteljahrhunderts geschehen ist:  
Welche Stärken hat der Gerichtshof, und welchen Schwierigkeiten sieht er sich ausge-
setzt?  

I. Bedeutung und Chancen 

Mehrheitlich wird dem CCA eine wesentliche Bedeutung zugemessen.171 

 
171 Vgl. Caflisch/Cuny, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1997, 373 (380); Lutz, in: IFSH (Hrsg),  

OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (253); Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof 
innerhalb der OSZE, 25 f.; Tomuschat, Security Community, Issue 2/2014, 36 (37). 
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 Stärkung von Frieden und Sicherheit im OSZE-Raum 

Mit ihm hat die OSZE eine unabhängige Instanz zur Klärung von zwischenstaatli-
chen Streitigkeiten geschaffen.172 Dabei stellt schon der damit zwischen den Teilneh-
merstaaten hergestellte Konsens einen wesentlichen Erfolg dar.173 Die Einrichtung des 
Gerichtshofs wird in diesem Sinne als wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer  
gesamteuropäischen Friedens- und Sicherheitsgemeinschaft gesehen.174 Allein der dia-
logische Prozess, in dem die Stockholmer Konvention zustande gekommen ist, kann 
zur friedlichen Streitbeilegung insofern beigetragen haben, als dass durch ihn ein Klima 
geschaffen wurde, in dem zukünftig seltener Streitigkeiten zu erwarten sind.175 Vor al-
lem für die osteuropäischen Staaten könnte der Gerichtshof akzeptablere Möglichkeiten 
zur Streitbeilegung bieten als bspw. westeuropäische Plattformen wie der IGH, da die 
Staaten selbst das Übereinkommen zur Errichtung des CCA mit ausgearbeitet haben.176 

 Vorteile von Vergleichs- und Schiedsverfahren nach der Stockholmer Konvention 

Auch den Verfahren selbst wohnen einige Vorteile inne. 

a) Mitbestimmungsrechte der Streitparteien 

Zunächst können die Streitparteien die Besetzung der dritten Partei (Vergleichs-
kommission bzw. Schiedsgericht) mitbestimmen.177 Damit dürfte in jedem Organ min-
destens ein Mitglied mit einem besonderen Verständnis für die Lage des betroffenen 
Staates sitzen, das in den Beratungen des Organs auch die Interessen des jeweiligen 
Staates zu vertreten vermag.178 Dadurch kann den Streitparteien das Gefühl gegeben 
werden, ihren Konflikt weniger aus der eigenen Hand, sondern vielmehr in vertrauens-
würdige Hände zu geben.179 Die Mitbestimmungsrechte bzgl. der Drittpartei sind folg-
lich wesentlicher Vorteil des CCA.180 Das gilt insbesondere gegenüber Gerichten mit 
permanenten Spruchkörpern, die gerade keine konkrete Mitwirkung der Parteien auf 
dessen Zusammensetzung zulassen.181 

 
172 Information aus privater Kommunikation mit Prof. Dr. Christian Tomuschat vom 25. Oktober 

2019. 
173 Vgl. Leue, Die OSZE, 180. 
174 Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (252); Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- 

und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 18. 
175 Leue, Die OSZE, 180. 
176 Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 

(268 f.). 
177  Vgl. Abschnitte D. II. 1. b) und D. II. 2. b). 
178  Leue, Die OSZE, 165. 
179  Ibid. 
180  Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International 

Law, 57 (75); hinsichtlich des Schiedsgerichts außerdem Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), 
Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 (262). 

181  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 18; vgl. auch 
Leue, Die OSZE, 165 f. 
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Weiterhin bestehen vor dem Vergleichs- und Schiedsgerichtshof auch Mitsprache-
rechte der Streitparteien hinsichtlich des Verfahrensablaufs.182 Damit ist der Gang des 
Verfahrens nicht starr vorgegeben, sondern lässt sich in einigen Teilen an die Vorstel-
lungen der Parteien anpassen.183 

b) Weiterentwicklung des Vergleichsverfahrens 

Eine wesentliche Neuerung innerhalb der Stockholmer Konvention ist das obliga-
torische Vergleichsverfahren, womit ein Vergleichsverfahren nunmehr einseitig von ei-
nem Vertragsstaat eingeleitet werden kann, wenn der andere Staat das Übereinkommen 
auch ratifiziert hat.184 Vorteil des Vergleichsverfahrens ist, dass es – im Gegensatz zum 
Schiedsverfahren – auch stets Angelegenheiten, die die territoriale Integrität bzw. staat-
liche Souveränität betreffen, einschließen kann.185 Damit steht das Vergleichsverfahren 
einem unbegrenzten Spektrum an Streitigkeiten offen.186 Das Verfahren profitiert zu-
dem davon, dass neben dem Völkerrecht auch die Einhaltung von OSZE-Verpflich-
tungen i. S. v. Art. 24 ÜEK, die (noch) nicht Bestandteil des Völkerrechts geworden 
sind, für die Beilegung der Streitigkeit herangezogen werden kann.187 So bietet das Ver-
gleichsverfahren vor dem CCA eine hervorragende Möglichkeit zur Beilegung politi-
scher Streitigkeiten innerhalb eines rechtlich geordneten Verfahrens.188 

II.  Status quo 

Die faktische Bilanz des CCA bis zum heutigen Zeitpunkt erscheint aber angesichts 
dieser Vorzüge der Verfahren eher ernüchternd: De facto wurde vor dem Vergleichs- 
und Schiedsgerichtshof der OSZE bis heute kein einziger Fall behandelt,189 obwohl po-
tenzielle Streitfälle durchaus vorhanden wären.190 Dies resultiert zumindest teilweise da-

 
182  Vgl. Abschnitte D. II. 1. c) und D. II. 2. c). 
183  Zur besonderen Flexibilität innerhalb des Vergleichsverfahrens Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo 

Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 79 (98 f.). 
184  Caflisch/Cuny, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1997, 373 (374); Schneider/Müller-Wolf, Der Ver-

gleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 20; Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazze-
schi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 79 (90). 

185  Caflisch/Cuny, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1997, 373 (374); zu den möglichen Vorbehalten 
der Vertragsstaaten im Rahmen des Schiedsverfahrens siehe Abschnitt D. II. 2. a). 

186  Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 79 
(92). 

187  Hinsichtlich des Schiedsverfahrens ist dies strittig, vgl. Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Ma-
zzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 57 (74), wobei der Konventionstext aus-
drücklich dagegenspricht. 

188  Lüthy, Friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten, 233; Schneider/Müller-Wolf, Der Ver-
gleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 27. 

189  Information aus privater Kommunikation mit Prof. Dr. Christian Tomuschat vom 25. Oktober 
2019; vgl. auch OSCE Secretariat’s Conflict Prevention Centre, OSCE Mechanisms & Procedures, 
32. 

190  Leue, Die OSZE, 179; Tomuschat, Security Community, Issue 2/2014, 36 (37). 
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raus, dass das Übereinkommen bisher von lediglich 34 der 57 Teilnehmerstaaten rati-
fiziert wurde.191 Kritisch ist dabei vor allem zu betrachten, dass einige große Teilneh-
merstaaten, namentlich die USA oder Großbritannien, der Konvention noch nicht bei-
getreten sind.192 Hinzu kommt, dass sich bisher erst sechs Staaten der obligatorischen 
Zuständigkeit des CCA für Schiedsverfahren nach Art. 26 II ÜEK unterworfen ha-
ben.193 

Zwangsläufig stellt sich die Frage, wieso dem CCA bisher nicht die Bedeutung zu-
kommt, die ihm eigentlich beigemessen wird, insbesondere auch, warum die Vertrags-
staaten so zögerlich darin sind, die Stockholmer Konvention zu ratifizieren und ihre 
Streitigkeiten an den Gerichtshof heranzutragen. 

III.  Defizite und Lösungsansätze 

 Allgemeine Schwächen der Stockholmer Konvention 

Einige Defizite wohnen schon dem Streitbeilegungsmechanismus selbst inne. 

a) Anwendungsbereich 

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs fällt zunächst auf, dass innerstaatliche Kon-
flikte dem Gericht nicht zugänglich sein sollen. Damit sind gerade die Fälle ausgeschlos-
sen, die seit dem Ende des Ost-West-Konflikts hauptsächlich zu Gewalt führen,194 man 
denke bspw. aktuell an den Konflikt zwischen der zentralspanischen Regierung und 
Katalonien. Hier könnte regelmäßig vor allem die Durchführung eines Vergleichsver-
fahrens hilfreich sein. Die Erschließung dieses Anwendungsbereichs durch die OSZE 
wäre gerade im Sinne ihrer Friedenserhaltungsabsicht sinnvoll. 

Kritisch sind außerdem die Subsidiaritätsregelungen von Art. 19 ÜEK zu betrach-
ten.195 Mit diesen Regelungen sollten Zuständigkeitskonflikte in Bezug auf andere, kon-
kurrierende Möglichkeiten der Streitbeilegung ausgeschlossen werden.196 Gleichzeitig 
wird damit jedoch die Anwendung der Konvention ungemein eingeschränkt, da die 
Streitbeilegung vor dem CCA regelmäßig hinter wesentlich schwächeren Methoden der 
Streitbeilegung, wie bspw. zwischenstaatlichen Verhandlungen, zurückstehen muss.197 

 
191  So auch Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in Interna-

tional Law, 57 (75); Liste der Unterzeichnungen und Ratifikationen vom Mai 2019, erhältlich im 
Internet: <https://www.osce.org/cca/40119?download=true> (besucht am 17. Januar 2020). 

192  Vgl. auch Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 18. 
193  Eine entsprechende Erklärung wurde bisher von Dänemark, Finnland, Griechenland, Malta, Nord-

mazedonien und Schweden abgegeben, siehe Liste der Unterzeichnungen und Ratifikationen vom 
Mai 2019. 

194  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (252). 
195  So auch Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in Interna-

tional Law, 57 (75); Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in 
International Law, 79 (103 f.). 

196  Vgl. Präämbel der Stockholmer Konvention; siehe auch Leue, Die OSZE, 174. 
197  Leue, Die OSZE, 174; vgl. auch Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg),  

Conciliation in International Law, 79 (103). 
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Somit können zahlreiche Streitigkeiten der Gerichtsbarkeit des CCA entzogen wer-
den.198 Eine Verbesserung der Lage wäre zwar durch eine Änderung von Art. 19 ÜEK 
möglich.199 Eine solche wird aber, vor allem aufgrund des Konsensprinzips, nur schwer 
umsetzbar sein.200 Schließlich sind die Staaten typischerweise noch immer bestrebt, ihre 
Handlungsfreiheit nicht zu stark einzuschränken und sich daher so wenig wie möglich 
an ein Verfahren zu binden.201 

b) Geringe Autorität der Drittpartei 

Teilweise wird auch kritisiert, dass der Drittpartei während des Verfahrens wenig 
Autorität zukommt.202 So können Vergleichskommission und Schiedsgericht i. S. v. 
Art. 16 II, III ÜEK während des Verfahrens keinerlei verbindliche Maßnahmen zur 
Gewährleistung eines geordneten Verfahrens gegenüber den Parteien anordnen. Zu be-
rücksichtigen ist hierbei aber, dass eine geringe Autorität der Drittpartei außergericht-
lichen Streitbeilegungsformen regelmäßig inhärent ist. Schließlich ist vor allem die Fle-
xibilität und Unverbindlichkeit des Verfahrens oft ein Argument für die Durchführung 
eines außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahrens im Vergleich zum klassischen ge-
richtlichen Verfahren. Das gilt gerade in zwischenstaatlichen Beziehungen, bei denen 
die Staaten Dritten keine entscheidende Rolle bei der Konfliktlösung einräumen möch-
ten.203 

c) Fehlende Verbindlichkeit des Schlussberichts der Vergleichskommission 

Als Schwachstelle des Übereinkommens wird auch die fehlende Verbindlichkeit des 
Schlussberichts der Vergleichskommission am Ende des Vergleichsverfahrens gese-
hen.204 Dabei ist aber zu beachten, dass die Unverbindlichkeit des Ergebnisses ein typi-
sches Charakteristikum und auch eine Stärke von Vergleichsverfahren ist.205 Vor allem 
für Staaten, die keine rechtlich verbindliche Entscheidung ihrer Streitigkeit wollen und 
sich dennoch Hilfe bei der Lösung ihres Konflikts wünschen, könnte daher ein Ver-
gleichsverfahren interessant sein. Letztlich ist dann ein unverbindliches Ergebnis immer 

 
198  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 23. 
199  Vgl. Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in Interna-

tional Law, 57 (76). 
200  Vgl. Ibid. 
201  Leue, Die OSZE, 175. 
202  Vgl. Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 23. 
203  Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 

(263). 
204  Lutz, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1995, 241 (252); Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo 

Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 57 (76); Schneider/Müller-Wolf, Der 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 28. 

205  Vgl. Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International 
Law, 79 (103). 
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noch dem vollständigen Ausbleiben eines entsprechenden Streitbeilegungsversuchs (un-
ter Beteiligung einer Drittpartei) vorzuziehen.206 

 Ausbleibende Nutzung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs 

Größtes Defizit ist jedoch die fehlende Nutzung des CCA als solche. Nur wenn der 
Gerichtshof einen Fall bekommt, kann er sich beweisen und seine Qualitäten demonst-
rieren.207 

a) Gerichtsmüdigkeit 

Seit längerer Zeit herrscht in zwischenstaatlichen Beziehungen eine allgemeine Ge-
richtsmüdigkeit vor.208 Trotz ihrer Beteiligung am Prozess zur Errichtung des Gerichts-
hofs stehen die osteuropäischen Staaten der Streitbeilegung unter Beteiligung eines 
Dritten weiterhin eher skeptisch gegenüber.209 Grundsätzlich bevorzugt es eine Vielzahl 
an Staaten noch immer, ihre Streitigkeiten eher unförmlich im Rahmen von zwischen-
staatlichen Verhandlungen zu klären.210 Für viele Staaten unterscheidet sich das Ver-
gleichsverfahren vor dem CCA mit seinem unverbindlichen Ergebnis dabei zu wenig 
von Verhandlungen und wird daher als ein Instrument gesehen, was nur mit unnötigem 
Aufwand – zeitlicher und finanzieller Natur – verbunden ist.211 Hinzu kommt, dass 
Verhandlungen vor allem für Staaten mit einer starken Machtposition vorteilhaft sind: 
In zwischenstaatlichen Verhandlungen können sie schließlich ihr eigenes wirtschaftli-
ches bzw. politisches Gewicht einbringen und haben damit oft schon eine verbesserte 
Ausgangsposition, während Staaten mit schwächerer Machtposition eher von der Streit-
beilegung mittels einer Drittpartei profitieren.212 Politisch bzw. wirtschaftlich stärkere 
Staaten werden allein deshalb schon klassische Verhandlungen anderen Streitbeile-
gungsmethoden vorziehen.213 Abschreckend könnte hinsichtlich des CCA-Vergleichs-
verfahrens außerdem wirken, dass bei Nichtannahme des Schlussberichts der Ver-
gleichskommission dieser Bericht dem Ministerrat nach Art. 25 V ÜEK übermittelt 

 
206  Vgl. Leue, Die OSZE, 171. 
207  Information aus privater Kommunikation mit Prof. Dr. Christian Tomuschat vom 25. Oktober 
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209  Tomuschat, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International Law, 79 

(88). 
210  Information aus privater Kommunikation mit Prof. Dr. Christian Tomuschat vom 25. Oktober 
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wird.214 Dadurch werden das Scheitern der Vergleichsverhandlungen sowie die Vor-
schläge der Vergleichskommission und die ihnen zugrundeliegenden Erwägungen letzt-
lich den anderen Teilnehmerstaaten und damit in der Endkonsequenz auch der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht.215 Dies steht im Gegensatz zum Anspruch der Staaten an 
die Vertraulichkeit ihrer Verhandlungen, gerade auch im Hinblick auf ihre Absicht, 
den Frieden und gute Beziehungen zu anderen Staaten zu erhalten.216 

b) Auslegungsspielräume 

Hinderlich könnte außerdem der große Auslegungsspielraum bzgl. der Verpflich-
tungen aus den OSZE-Dokumenten sein.217 Innerhalb der Vergleichsverfahren sind ge-
rade diese einzubeziehen, obwohl es sich bei ihnen in der Mehrzahl lediglich um poli-
tische Absichtserklärungen handelt. Bei solchen politischen Erklärungen existieren al-
lerdings besonders große Beurteilungsspielräume hinsichtlich ihres Inhalts und ihrer 
Verbindlichkeit.218 Damit werden die Ergebnisse von Vergleichsverfahren umso unvor-
hersehbarer und die Staaten in der Konsequenz umso mehr gehemmt, sich auf solche 
Verfahren einzulassen.219 Entgegenwirken könnte diesbezüglich eine zunehmende Ver-
rechtlichung der OSZE, womit vor allem die Verbindlichkeit der OSZE-Pflichten 
i. d. R. geklärt wäre.220 

c) Konkurrierende Möglichkeiten zur Streitbeilegung 

Der CCA steht darüber hinaus in Konkurrenz zu anderen Streitbeilegungsmöglich-
keiten, sowohl internen als auch externen. 

(1)  OSZE-interne Möglichkeiten 

Schon die OSZE selbst verfügt über verschiedene Möglichkeiten zur friedlichen 
Streitbeilegung.221 Die unterschiedlichen Mechanismen ergänzen sich zwar grundsätz-
lich gegenseitig.222 Jedoch bewirken die Komplexität jedes Mechanismus für sich und 
die zusätzlich zwischen den Mechanismen bestehenden Verflechtungen, dass es für die 
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Teilnehmerstaaten nur schwer möglich ist, sich einen Überblick zu verschaffen.223 Dies 
führt wiederum dazu, dass die Entscheidung für eine Möglichkeit zur Streitbeilegung 
mit einem enormen Aufwand verbunden ist, um sämtliche Vor- und Nachteile der 
Verfahren gegeneinander abzuwägen.224 Das allein kann schon den Willen der Teilneh-
merstaaten, einen der Streitbeilegungsmechanismen anzuwenden, lähmen.225 Erschwe-
rend kommt hinzu, dass seit der Einsetzung dieser Mechanismen schon eine längere 
Zeit vergangen ist, womit das Wissen der Teilnehmerstaaten über die Streitbeilegungs-
möglichkeiten kaum mehr so verbreitet sein wird, wie zum Zeitpunkt ihrer Entste-
hung.226 Das legt die Vermutung nah, dass die OSZE-internen Mechanismen bei den 
Teilnehmerstaaten schlichtweg in Vergessenheit geraten sind.227 

(2) Externe Möglichkeiten 

Zu den internen Alternativen kommen außerdem noch externe Möglichkeiten zur 
zwischenstaatlichen Streitbeilegung. 

Der OSZE-Gerichtshof steht hierbei in Konkurrenz zu verschiedenen anderen Or-
ganen wie bspw. dem Internationalen Gerichtshof (IGH), dem Permanent Court of 
Arbitration (PCA) und dem Europäischen Gerichtshof (EuGH).228 Deshalb wird von 
einigen Stimmen sogar die Notwendigkeit des CCA – neben diesen anderen Instituti-
onen – hinterfragt.229 Schließlich greifen die Staaten im Zweifelsfall bevorzugt auf alt-
bewährte Verfahren (bspw. das vor dem IGH) zurück.230 Dies ist insbesondere im Stre-
ben der Staaten nach Kontinuität, Berechenbarkeit und damit letztlich auch Sicherheit 
begründet.231 Praktische Erfahrungen, die eine entsprechende Berechenbarkeit bieten 
könnten, existieren hinsichtlich des OSZE-Gerichtshofs nicht.232 Damit bedeutet die 
Einlassung auf ein Verfahren vor dem CCA aktuell immer „einen Schritt ins 
Dunkle“.233 Diesbezüglich haben vor allem permanente Gerichtshöfe insofern einen 
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Vorteil, als dass sie mit ihren ständigen Gremien eine gewisse Einheitlichkeit und Kon-
tinuität in ihrer Rechtsprechung bieten können.234 

(3) Möglichkeiten zur Steigerung der Attraktivität des Gerichtshofs 

Entscheidend für eine Steigerung der Attraktivität des CCA wäre deshalb zunächst, 
dass der Gerichtshof seinen ersten Fall bekommt.235 Erst so könnte er seine Qualitäten 
demonstrieren und ein Vertrauen der Staaten in seine Streitbeilegung schaffen.236 

Dabei stellt sich aufgrund der allgemeinen Gerichtsmüdigkeit der Staaten und der 
Dominanz des EuGHs innerhalb der europäischen Union jedoch die Frage, welche 
Fälle für eine Streitbeilegung vor dem OSZE-Gerichtshof überhaupt in Frage kommen 
würden. In der EU ist eine Zuständigkeit des CCA neben den EU-eigenen Streitbeile-
gungsmethoden allenfalls für einzelne Low-Profile-Fälle denkbar.237 Für eine Erstnut-
zung des Gerichtshofs sind Streitfälle mit hoher Relevanz für die nationale Sicherheit 
und einer starken Beeinträchtigung der staatlichen Souveränität der Teilnehmerstaaten 
sehr unwahrscheinlich.238 Dementgegen könnten vor allem Streitigkeiten vor den Ge-
richtshof gebracht werden, die nur geringe politische Spannungen hervorrufen, aber 
dennoch nicht auf diplomatischem Wege gelöst werden können und damit gute nach-
barschaftliche Verhältnisse zwischen Staaten stören.239 In Betracht kämen diesbezüglich 
vor allem lokale geopolitische Streitfälle,240 wie bspw. bei grenzüberschreitenden Flüs-
sen.241 Generell scheinen Wirtschafts- und Umweltfragen besonders geeignet zu sein.242 
Um die Nutzung des CCA auf diesen Gebieten aber tatsächlich zu fördern, wäre vor 
allem eine Abstimmung der OSZE mit anderen Institutionen hilfreich. So könnte der 
Gerichtshof schon OSZE-intern enger mit dem Hohen Kommissar für nationale Min-
derheiten und dem Forum für Sicherheitskooperation zusammenarbeiten.243 Dadurch 
wäre es möglich, noch in der Entstehung befindliche Konflikte aufzudecken und den 
beteiligten Staaten in diesem Zuge bspw. präventiv ein Vergleichsverfahren vor dem 
CCA nahezulegen.244 

 
234  Kokott, in: Lhotta/Oebbecke/Reh (Hrsg), Deutsche und europäische Verfassungsgeschichte, 253 

(262); Leue, Die OSZE, 167. 
235  Caflisch/Cuny, in: IFSH (Hrsg), OSZE-Jahrbuch 1997, 373 (382); Schneider/Müller-Wolf, Der Ver-

gleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 26. 
236  Information aus privater Kommunikation mit Prof. Dr. Christian Tomuschat vom 25. Oktober 

2019. 
237  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 27. 
238  Ibid., 26; vgl. auch Tomuschat, Security Community, Issue 2/2014, 36 (37). 
239  Tomuschat, Security Community, Issue 2/2014, 36 (37). 
240  Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International 

Law, 57 (77). 
241  Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 27. 
242  Ibid. 
243  Pisillo Mazzeschi, in: Tomuschat/Pisillo Mazzeschi/Thürer (Hrsg), Conciliation in International 

Law, 57 (78). 
244  Ibid. 



 

37 

Ein anderer Vorschlag zur Steigerung der Attraktivität ist die Einführung einer gut-
achterlichen Tätigkeit des Gerichtshofs.245 Dabei könnten OSZE-Teilnehmerstaaten 
und -Institutionen völkerrechtliche Fragen vom Gerichtshof erörtern lassen.246 Solche 
gutachterlichen Verfahren könnten als komplett vertrauliche und allen OSZE-Teilneh-
merstaaten (nicht nur den Vertragsstaaten) zugängliche Verfahren erste Berührungs-
punkte mit dem CCA schaffen und das Vertrauen der Staaten in seine Tätigkeit stär-
ken.247 Bisher hat sich dieser Vorschlag jedoch noch nicht durchgesetzt. 

F. Fazit 

Die OSZE leistet seit mittlerweile über 40 Jahren einen bemerkenswerten Beitrag 
zur friedlichen Streitbeilegung. Dabei war sie entscheidend an der Überbrückung der 
Ost-West-Differenzen bis hin zur deutschen Wiedervereinigung beteiligt. 

Nach langem Ringen konnten sich ihre Teilnehmerstaaten schließlich auf die Er-
richtung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs einigen, welcher die Möglichkeit zur 
Lösung von Streitfällen mittels alternativer Streitbeilegungsmethoden – namentlich 
Vergleichs- und Schiedsverfahren – zur Verfügung stellt. Diese Verfahren bieten eine 
wünschenswerte und sinnvolle Ergänzung zum üblichen diplomatischen Konfliktma-
nagement der Teilnehmerstaaten.248 Konzeptionell scheint es zunächst als könnten Ver-
gleichs- und Schiedsverfahren nach der Stockholmer Konvention wesentlich zur Erhal-
tung von Frieden und Sicherheit unter den OSZE-Teilnehmerstaaten beitragen.249 In 
einem extremen Gegensatz zu dieser Annahme steht jedoch, dass der Gerichtshof bisher 
noch nie von den Teilnehmerstaaten in Anspruch genommen wurde. Ebenso lässt die 
Anzahl der Ratifikationen des Übereinkommens sowie die Anzahl der Unterwerfungs-
klauseln hinsichtlich des CCA-Schiedsverfahrens zu wünschen übrig. Die Gründe für 
die Zurückhaltung sind vielfältiger Natur, wobei vor allem die allgemeine Gerichtsmü-
digkeit der Staaten hemmend wirkt. Diese wird durch die fehlenden praktischen Erfah-
rungen im Umgang mit dem CCA nur noch bestärkt. Daher ist die Frage nach der 
Daseinsberechtigung des Gerichtshofs durchaus legitim. Einer etwaigen Stilllegung ist 
jedoch entgegenzuhalten, dass die Stockholmer Konvention und der  
OSZE-Gerichtshof prinzipiell eine gute Basis für die Beilegung von Streitigkeiten vor-
geben. Mit einer Stilllegung des Gerichtshofs würde den Teilnehmerstaaten die Mög-
lichkeit genommen, diese Basis zukünftig zu nutzen und vor allem weiter auszubauen, 
gegebenenfalls auch durch die Anpassung einiger Regelungen im Vertragstext.250 Finan-
zielle Gesichtspunkte stehen einer – zumindest vorübergehenden – weiteren Betreibung 
des Gerichtshofs auch nicht entgegen, da er als Stand-by-Institution nur mit geringen 
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Kosten verbunden ist.251 Damit bestehen keine zwingenden Gründe für die Auflösung 
des Gerichtshofs. 

Letztlich kann die OSZE aber nur so effektiv agieren, wie es ihre Teilnehmerstaaten 
tun.252 Es obliegt damit den Staaten selbst, den Gerichtshof anzurufen, ihn mit Fällen 
zu betrauen und damit Vertrauen in ihn aufzubauen.253 Gerade Deutschland könnte 
diesbezüglich als Mitinitiator des Entwurfs für die Stockholmer Konvention eine Vor-
reiterrolle übernehmen, wenn sich ein geeigneter Streitfall anbietet. Ob der Vergleichs- 
und Schiedsgerichtshof aber tatsächlich eine „Sleeping Beauty“254 oder doch eher ein blo-
ßer „Papiertiger“255 ist, muss die Zukunft zeigen.
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Anhang 2: Vergleichsverfahren nach der Stockholmer Konvention 
 

 
Quelle: Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 
  42. 
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Anhang 3: Schiedsverfahren nach der Stockholmer Konvention 
 

 
Quelle: Schneider/Müller-Wolf, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE, 
  43. 
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